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Weinmann: Erfolg bei Exzellenzstrategie hat ‚Gschmäckle‘

Zur heutigen Vorstellung der Ergebnisse baden-württembergischer Universitäten bei der
Exzellenzstrategie sagte der Vorsitzende des Arbeitskreises Wissenschaft der FDP/DVP Fraktion, Nico
Weinmann: 

„Die Wissenschaftsministerin stellt das gute Abschneiden der Universitäten im Land in den Mittelpunkt
ihrer Ausführungen, deren exzellente Forschung auch nicht in Zweifel steht. Eine fragwürdige
Chronologie ließ sie dabei jedoch außen vor. Die zwölf erfolgreichen Cluster im Land, die nun eine
Förderung erhalten werden, waren nämlich keineswegs eine sichere Bank. Vielmehr wurde die
Gesamtzahl der geförderten Anträge erhöht, sodass nicht 45 bis 50, sondern nun 57 Anträge am
Fördergeld-Kuchen von Bund und Ländern zehren werden. Es stellt sich die Frage, ob der von der
Ministerin vorgestellte Erfolg Baden-Württembergs ohne diese Nachbesserung genauso ausgefallen wäre
oder nicht eher an manchem Standort die Teilnahme am Rennen um den Status als Exzellenzuniversität
gescheitert wäre. Weil die Fördersumme insgesamt auch nicht erhöht wurde, musste die
Landesregierung nun auch die Höhe der in Baden-Württemberg erwarteten Mittel nach unten korrigieren.
Waren es in der Pressemitteilung des Wissenschaftsministeriums vom 27. September 2018 noch 84 bis
104 Millionen Euro, so werden heute nur noch 62 bis 75 Millionen zusätzlicher Mittel erwartet. Das
bedeutet einen herben Einschnitt und jedes einzelne Kuchenstück wird um ein Viertel kleiner. Die
offenen Fragen habe ich zum Anlass für einen Antrag an die Landesregierung genommen, mit dem ich die
fragwürdigen Hintergründe der vorgestellten Erfolge geklärt haben will. Es hat nämlich schon ein
‚Gschmäckle‘, wenn nicht nach wissenschaftsgeleiteten Kriterien über den Erfolg eines Antrags
entschieden wurde, wie die Ministerin es stets betont. Soweit nicht wissenschaftliche, sondern politische
Erwägungen die Entscheidung tragen, hätte man das Kind aber auch beim Namen nennen müssen“, so
Nico Weinmann.

 


